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Termine Juli 2018*

Steuerart	 Fälligkeit  	 	Ende der Schonfrist bei Zahlung 
			  durch Überweisung1	   Scheck2

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Sozialversicherung5	 27. 7. 2018	 entfällt	 entfällt

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Kapitalertragsteuer
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10. 7. 2018	 13. 7. 2018	 6. 7. 2018

Lohnsteuer, Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3	 10. 7. 2018	 13. 7. 2018	 6. 7. 2018

Schüler können in den Ferien im Rahmen eines kurzfristigen 
Beschäftigungsverhältnisses unbegrenzt Geld verdienen, ohne 
sozialversicherungspflichtig zu werden. Voraussetzung dafür 
ist, dass die Dauer des Ferienjobs bei einer Arbeitswoche von 
mindestens fünf Tagen höchstens drei Monate beträgt. Bei einer 
Arbeitswoche unter fünf Tagen dürfen gesamt 70 Arbeitstage 
nicht überschritten werden. Eine geringfügige Beschäftigung liegt 
jedoch nicht mehr vor, wenn diese berufsmäßig ausgeübt wird 
und das Arbeitsentgelt 450 € im Monat übersteigt.
Wird die Beschäftigung in einem Kalenderjahr über diesen kur-
zen Zeitraum hinaus fortgesetzt und ein Arbeitsentgelt von bis 
zu 450 € im Monat gezahlt, sind die Vorschriften für die sog. 
Minijobs anzuwenden.
Beispiel: Schüler Paul arbeitet erstmals in den Sommerferien vom 
5. Juli bis 17. August 2018 montags bis freitags in einer Firma und 
erhält dafür ein Entgelt von insgesamt 1.000 €. Es entsteht keine 
Sozialversicherungspflicht, weil er nicht mehr als drei Monate 
arbeitet. Am 1. Oktober 2018 vereinbaren sie, dass Paul fortan 
für monatlich 450 € weiterarbeitet. Ab diesem Tag hat der Ar-
beitgeber pauschale Sozialversicherungsabgaben, Pauschalsteuer 
und Umlagen an die MinijobZentrale der Bundesknappschaft zu 
entrichten. Außerdem wird ein Arbeitnehmeranteil zur Renten-
versicherung einbehalten, sofern Paul keine Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht beantragt.
Hinweis: Wegen weiterer zu beachtender Vorschriften (z. B. Ge-
setz zur Stärkung der Tarifautonomie) sollte eine Abstimmung 	
		           mit dem Steuerberater erfolgen.

Ferienjobs für Schüler
Was ist zu beachten?

Ferienjobber

gesucht!

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die digitale Transformation ist in vollem Gange und 
betrifft uns in allen Bereichen. Wer sein Unternehmen 
auch in Zukunft erfolgreich führen möchte, muss sich der 
Digitalisierung öffnen. 

Sie und Ihre Mitarbeiter werden dies in den unterschied-
lichsten Bereichen bereits gespürt haben oder sind in Ver-
änderungsprozesse involviert. Und so macht das  Thema 
auch vor Ihrem internen Rechnungswesen nicht Halt. 

Wie sehen nun die Abläufe in der digitalen Welt aus? 
Gibt es einfach nur Prozesse, die die Papierwelt digital 
abbilden? Wie können der Informationsfluss und die Zu-
sammenarbeit mit Ihrem Steuerberater, aber auch interne 
Abläufe mithilfe digitaler Lösungen strukturiert werden?

Hier lässt sich bereits festhalten, dass allein das Umstellen 
auf eine Scanlösung sicher ganz entscheidend aber eben 
doch nur die halbe Miete ist. 

Ob es darum geht, welche Cloud-Lösung für Sie die 
Richtige ist, wie Schnittstellen genutzt werden können, 
Prozess-Optimierung, integriertes Reporting und wie dabei 
die GoBD-konforme Belegarchivierung aussehen kann, ist 
sicher individuell zu erarbeiten. 

Als Dienstleister haben wir Steuerberater mit Menschen 
zu tun. Mandanten und Mitarbeiter sollten auf die digitale 
Zeitreise mitgenommen werden. Doch immer noch ist die 
Verunsicherung groß.

Lösungen könnten z. B. ein strukturiertes Herangehen 
an die Digitalisierung sein, Perspektiven aufzeigen, Wege 
und Prozesse definieren, einen Zeitplan aufstellen und 
Meilensteine definieren.

Gerne unterstützen wir Sie dabei Ihre individuelle Lösung 
zu finden.
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Die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung eines Dienstwagens durch 
den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer für dessen Privatnutzung führt zu 
einem steuerpflichtigen geldwerten Vorteil. Ob und in welchem Umfang der 
Arbeitnehmer den Pkw tatsächlich privat nutzt, spielt hierfür grundsätzlich 
keine Rolle. Das gilt auch für angestellte Gesellschafter-Geschäftsführer.
Im Rahmen einer Lohnsteueraußenprüfung hatte das Finanzamt festgestellt, 
dass eine GmbH für ihre beiden Gesellschafter-Geschäftsführer den geldwer-
ten Vorteil nach eigenem Ermessen ermittelt und der Lohnsteuer unterworfen 
hatte. Dies wurde damit begründet, dass die Fahrzeuge nur unregelmäßig 
privat genutzt würden und darüber hinaus auch private Kraftfahrzeuge zur 
Verfügung stünden.
Das Finanzgericht Hamburg machte noch einmal deutlich, dass grundsätzlich 
der geldwerte Vorteil für die Privatnutzung nach der sog. 1-%-Regelung zu 
bewerten ist. Eine abweichende Bewertung komme nur dann in Frage, wenn 
ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch geführt werde.

Ein Unternehmer beschäftigte seine Ehefrau im 
Rahmen eines Minijobs als Büro-, Organisations- 
und Kurierkraft. Den betrieblichen Pkw, den er 
ihr dafür zur Verfügung stellte, durfte die Ehefrau 
auch privat fahren. Das Finanzamt erkannte das 
Arbeitsverhältnis nicht an, da es einem Fremdver-
gleich nicht standhielte. Infolge versagte es die 
Berücksichtigung des Lohnaufwands sowie der 
PkwKosten für das der Ehefrau überlassene Fahr-
zeug als Betriebsausgaben.
Das Finanzgericht Köln widersprach dem Finanz-
amt. Obwohl die vorliegende Gestaltung im 
Rahmen eines Minijob-Arbeitsverhältnisses unge-
wöhnlich sei, hielten Vertrag und Durchführung 
dem Fremdvergleich stand. Zwar sei die gewährte 
Vergütung in Gestalt eines Bar- und Sachlohns 
angesichts eines geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnisses selten. Dennoch hielt sie 
das Gericht deshalb nicht auto-
matisch für unüblich.
Der Bundes-
finanzhof muss 
abschließend
entscheiden.

Wer als Aussteller einer Rechnung die Umsatzsteuer gesondert ausweist, 
obwohl er dazu nicht berechtigt ist, schuldet dem Finanzamt diesen Betrag. 
Will er die Rechnung später wirksam berichtigen, muss er ein schriftliches 
Antragsverfahren einhalten. An dessen Anfang steht der schriftliche Berich-
tigungsantrag beim zuständigen Finanzamt. Erst nach der Prüfung, ob die 
Berichtigungsvoraussetzungen erfüllt sind, und der nachfolgenden Zustim-
mung des Finanzamts kann die Korrektur durchgeführt werden.
(Quelle: Gerichtsbescheid des Finanzgerichts Baden-Württemberg)

Wird der private Nutzungswert eines mehrheitlich betrieblich genutzten 
Kraftfahrzeugs nach der 1-%-Methode ermittelt, ist dessen inländischer 
Bruttolistenpreis zugrunde zu legen. Bei Importfahrzeugen, für die es keine 
inländischen Bruttolistenpreise gibt, ist nach einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs wie folgt vorzugehen:
Ist das Fahrzeug mit einem bau und typengleichen inländischen Fahrzeug 
vergleichbar, ist dessen Bruttolistenpreis anzusetzen. Andernfalls kann man 
sich an den inländischen Endverkaufspreisen freier Importeure orientieren. Im 
entschiedenen Fall wurde der tatsächlich in Rechnung gestellte Bruttopreis 
zugrunde gelegt. Ein ausländischer Listenpreis kann nicht angesetzt werden. 
Dieser spiegelt nicht die Preisempfehlung des Herstellers wider, die für den 
inländischen Neuwagenmarkt gilt.

GbR-Gesellschafter
Eigener Vorsteuerabzug möglich?
Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) ist 
ebenso wie andere Personengesellschaften selber 
als Unternehmerin Subjekt der Umsatzsteuer. Die 
Gesellschafter sind als solche nicht Unterneh-
mer und damit auch nicht zum Vorsteuerabzug 
berechtigt. Dies gilt auch für geschäftsführende 
Gesellschafter. Der Gesellschafter ist jedoch neben 
der Gesellschaft Unternehmer, wenn er dieser 
entgeltlich Wirtschaftsgüter zur Nutzung überlässt 
(z. B. ein Grundstück vermietet) oder die Geschäfts-
führertätigkeit gegen ein gewinnunabhängiges 
Sonderentgelt erbringt.
In Anwendung vorstehender Grundsätze hat das 
Finanzgericht des Saarlandes die Unternehmer-
eigenschaft eines Steuerberaters verneint, der 
im Rahmen der Beendigung (Realteilung) einer 
SteuerberatungsGbR den Mandantenstamm der 
GbR übernommen und diesen anschließend 
unentgeltlich einer neuen SteuerberatungsGbR 
zur Nutzung überlassen hat. Die Übertragung 
des Mandantenstamms auf den Steuerberater 
unterliegt der Umsatzsteuer. Diese kann der Steu-
erberater jedoch wegen fehlender Unternehmer- 
eigenschaft nicht als Vorsteuer abziehen. Da er den 
Mandantenstamm unentgeltlich überlassen hat, 
hat er keine Einnahmenerzielungsabsicht.

Eher unüblich!
Minijob mit Dienstwagen

➔  Einkommensteuer…………………………………………………………

Private Kfz.-Nutzung
Einheitliche Regelungen

➔  Einkommensteuer…………………………………………………………

Private Kfz.-Nutzung
Bewertung bei Importfahrzeugen

➔  Umsatzsteuer ………………………………………………………………

Unberechtigt ausgewiesene USt
Verfahrensweg zur Korrektur
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Ein Ehepaar kaufte zwei Wohnungen in einem Mehrfamilienhaus, die dann 
jeweils im hälftigen Miteigentum der Ehepartner standen. Dafür nahm das 
Ehepaar gemeinsam ein Darlehn auf. Zins und Tilgung zahlten sie von ihrem 
gemeinsamen Konto. Eine der Wohnungen nutzte die Ehefrau als steuerlich 
anerkanntes außerhäusliches Arbeitszimmer. Das Finanzamt berücksichtigte 
die nutzungsabhängigen Kosten wie Energie- und Wasserkosten in voller 
Höhe als Werbungskosten, während es Abschreibung und Schuldzinsen nur 
zur Hälfte zum Abzug zuließ.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Bei gemein-
schaftlichem Erwerb einer Wohnung ist davon auszugehen, dass jeder Mit- 
eigentümer die Anschaffungskosten entsprechend seinem Miteigentumsanteil 
getragen hat. Grundstücksorientierte Kosten wie Abschreibung, Grundsteu-
ern, Versicherungen und Schuldzinsen können daher nur entsprechend den 
Miteigentumsanteilen zu Werbungskosten führen.

Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung gehört die Absetzung für 
Abnutzung (AfA) zu den steuermindernden Werbungskosten. Zweck ist es, die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf die Nutzungsdauer zu verteilen. 
Die Gebäude-AfA bemisst sich i. d. R. nach der gewöhnlichen technischen 
oder wirtschaftlichen Abnutzung. Es können jedoch Umstände eintreten, die 
zu einer außergewöhnlichen technischen oder wirtschaftlichen Absetzung 
führen. Dieser besonderen Abnutzung wird durch eine außergewöhnliche 
Absetzung (AfaA) Rechnung getragen. Die zusätzliche Abschreibung setzt 
entweder eine Substanzeinbuße des Gebäudes oder eine Einschränkung 
seiner Nutzungsmöglichkeit voraus.
Das Finanzgericht Nürnberg hatte zu entscheiden, ob AfaA und Abbruch-
kosten bei Beendigung der Vermietung und beabsichtigter Nutzung des 
Gebäudes für eigene Wohnzwecke als Werbungskosten zu berücksichtigen 
sind. Das Gericht urteilte nach folgenden Grundsätzen:
l	 Ist ein erheblicher Wertverlust eines Gebäudes ganz überwiegend durch 

dessen vorherige Vermietung veranlasst, kann AfaA geltend gemacht 
werden.

l	 Steht die Entscheidung für den Abbruch des Gebäudes unmittelbar im Zu-
sammenhang mit dem Entschluss, das Gebäude für eigene Wohnzwecke 
zu nutzen, sind die Abbruchkosten nicht abzugsfähig. Sind die Gründe für 
den Abbruch hingegen schon vor der Aufgabe der Vermietungsabsicht 
entstanden und ist der Abbruch durch die vorherige Vermietung veranlasst, 
sind die Abbruchkosten als Werbungskosten zu berücksichtigen.

Abbruchkosten eines Gebäudes
Zusätzliche Abschreibung möglich

➔  Einkommensteuer…………………………………………………………

Arbeitszimmer
Abzug bei hälftigem Miteigentum

Altersvorsorge-
vertrag

Beiträge zum Aufbau einer kapitalgedeckten zu-
sätzlichen Altersvorsorge sind unter bestimmten 
Voraussetzungen als Sonderausgaben abzugsfä-
hig. Der Sonderausgabenabzug wird ergänzt um 
eine progressionsunabhängige Altersvorsorgezu-
lage. Damit das im Rahmen der geförderten Al-
tersvorsorge aufgebaute Altersvorsorgevermögen 
auch tatsächlich im Alter zur Verstärkung der Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung bzw. zur 
Aufstockung der Pension zur Verfügung steht, ist 
genau festgelegt, auf welche Weise es zu einer 
Auszahlung von gefördertem Altersvorsorgever-
mögen kommen darf. Das Altersvorsorgevermö-
gen darf nicht schädlich verwendet werden.
Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass 
die Abfindung einer Kleinbetragsrente statt einer 
ursprünglich vorgesehenen monatlichen Renten-
zahlung keine schädliche Verwendung sei. Die 
gewährten Zulagen seien nicht zurückzuzahlen. 
Die Abfindung der Kleinbetragsrente sei allerdings 
in voller Höhe einkommensteuerpflichtig. Eine 
Tarifermäßigung (Fünftelregelung) komme nicht 
zur Anwendung.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend ent-
scheiden.

Hinweis: Das Urteil betrifft einen Fall 
aus dem Jahr 2015. Ab dem 1. Janu-
ar 2018 kann für die Abfindung einer 
Kleinbetragsrente grundsätzlich die 
Tarifermäßigung Anwendung finden.

Besteuerung 
bei Kapitalabfindung

Fallen nach der Veräußerung eines Vermietungs-
objekts hierfür noch Schuldzinsen an, können 
sie steuerlich insoweit noch als Werbungskosten 
geltend gemacht werden, als der Verkaufspreis 
nicht zur Darlehnstilgung ausreicht. Wird das Dar-
lehn aber nicht zurückgezahlt, weil hierfür bspw. 
hohe Vorfälligkeitsentschädigungen anfallen, sind 
die Schuldzinsen auch dann nicht abzugsfähig, 
wenn der Steuerpflichtige behauptet, vom Ver-
kaufspreis ein anderes Vermietungsobjekt kaufen 
zu wollen. Allein die Absicht genügt nach einem 
Urteil des Bundesfinanzhofs nicht. Die angebliche 
Investitionsabsicht in ein noch zu 
erwerbendes und nicht bestimmtes 
Vermietungsobjekt reicht nicht aus, 
um den notwendigen wirtschaftli-
chen Zusammenhang mit den Ein-
künften aus Vermietungstätigkeit 

Vermietungseinkünfte
Nachträgliche Schuldzinsen
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1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen 
eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahres-
zahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlän-
gerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljah-
reszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

5	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 
am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 

Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin 
für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 25.07.2018) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. 

	 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt.

➔  Zivilrecht .………………………………………………………

Immobilienanzeige
Pflichtangaben zum Energieverbrauch
Verkäufer und Vermieter sind vor dem Verkauf und der Vermietung 
einer Immobilie in einer Immobilienanzeige in kommerziellen Medien 
zu folgenden Angaben über den Energieverbrauch verpflichtet, wenn 
zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vorliegt:
l 	 Art des Energieausweises,
l wesentlicher Energieträger für die Heizung des Wohngebäudes,
l 	 Baujahr des Wohngebäudes,
l	  Energieeffizienzklasse und der
l 	 Wert des Endenergiebedarfs oder Energieverbrauchs.
Ein Immobilienmakler ist zwar nicht unmittelbar Adressat dieser aus 
der Energiesparverordnung resultierenden Informationspflicht. Er ist 
aber dennoch nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
zu diesen Angaben in seinen Anzeigen verpflichtet, weil ansonsten 
Verbraucher irregeführt werden könnten.
(Quelle: Urteil des Bundesgerichtshofs)

Immobilienanzeigen

➔ Grunderwerbsteuer ....…………………………………………

Wert der Gegenleistung
Guthaben aus Instandhaltungsrücklage
Ein Kaufvertrag oder ein anderes Rechtsgeschäft, das den Anspruch 
auf Übereignung eines inländischen Grundstücks begründet, unter-
liegt der Grunderwerbsteuer. Die Steuer bemisst sich grundsätzlich 
nach dem Wert der Gegenleistung. Bei einem Grundstückskauf ist 
i. d. R. der Kaufpreis einschließlich der vom Käufer übernommenen 
sonstigen Leistungen die Gegenleistung. Danach gehören alle Leis-
tungen des Erwerbers zur grunderwerbsteuerlichen Gegenleistung 
(Bemessungsgrundlage), die er nach den vertraglichen Vereinbarun-
gen zu zahlen hat, um das Grundstück zu erwerben.
Das Finanzgericht Köln hat entschieden, dass die grunderwerbsteu-
errechtliche Gegenleistung bei einem Erwerb von Teileigentum nicht 
um ein übernommenes Guthaben aus einer Instandhaltungsrücklage 
zu mindern ist.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Was ist der Unterschied zwischen kostenlos und 
umsonst? Meine Schulbildung war kostenlos, deine 
umsonst.

➔  Zivilrecht .………………………

Zahlungsunfähigkeit 
einer GmbH
Aufstellung der Liquiditätsbilanz

Tritt bei einer GmbH Zahlungsunfähigkeit ein, muss der 
Geschäftsführer einen Insolvenzantrag stellen und darf 
grundsätzlich keine Zahlungen mehr leisten. Verstößt der 
Geschäftsführer gegen seine Insolvenzantragspflicht, muss 
er mit erheblichen straf- und zivilrechtlichen Konsequenzen 
rechnen. Zahlungsunfähigkeit bedeutet, dass der Schuldner 
die fälligen Zahlungspflichten nicht erfüllen kann. Sie liegt 
regelmäßig vor, wenn der Schuldner nicht in der Lage ist, 
innerhalb von drei Wochen die benötigten Finanzmittel zu 
beschaffen, um die Liquiditätslücke auf unter 10 % zurück-
zuführen. Nach Auffassung der zuständigen Senate für In-
solvenz- und Strafrecht des Bundesgerichtshofs sind in der 
Liquiditätsbilanz zur Feststellung der Zahlungsunfähigkeit 
die im maßgeblichen Zeitpunkt verfügbaren und innerhalb 
von drei Wochen flüssig zu machenden Mittel zu den am 
selben Stichtag fälligen und eingeforderten Verbindlich-
keiten in Beziehung zu setzen. Für die Berechnung nicht 
explizit erwähnt werden die innerhalb von drei Wochen 
nach dem Stichtag fällig werdenden und eingeforderten 
Verbindlichkeiten, sog. Passiva II.
Der für das Gesellschaftsrecht zuständige Senat des Bun-
desgerichtshofs hat in seiner Rechtsprechung nunmehr 
ausdrücklich verlangt, dass bei Prüfung der Zahlungsunfä-
higkeit auch die Passiva II einbezogen werden.
Hinweis: Ob sich die anderen Senate dieser Rechtsauffas-
sung anschließen, bleibt abzuwarten. GmbH-Geschäftsfüh-
rern ist aber dringend zu empfehlen, bei der Prüfung der 
Zahlungsunfähigkeit der GmbH heute schon die Passiva II 
zu berücksichtigen.


